
M artin  Schnittler

Aufnahme von Pilzarten in die Bundesartenschutzverordnung - 
Für und Wider

Zusammenfassung
Der Sinn der Aufnahme von Pilzarten in die Bundes­

artenschutzverordnung wird diskutiert. Ihre Wirksam­
keit für den Schutz gefährdeter Kryptogamen wird im 
Vergleich zu anderen Schutzkonventionen betrachtet. 
Abschließend werden die in anderen europäischen Staa­
ten gültigen Regelungen zum Pilzschutz miteinander 
verglichen.

Abstract
The usefulness of the inclusion of mushrooms in the 

German Species Protection Regulation is discussed. Its 
effectiveness for the conservation of endangered cryp­
togams is compared with other conventions on species 
conservation. The existing regulations on mushroom 
conservation in other European countries were sum­
marized.

Ziele der Bundesartenschutzverordnung im 
Vergleich zu anderen Schutzkonventionen

Zusammen mit der Novellierung des Bun­
desnaturschutzgesetzes steht auch eine Neu­
fassung der Bundesartenschutzverordnung 
(BArtSchV) an. Erstaunlich bei einem so trok- 
kenem Gesetzestext, löst eine solche Neu­
fassung immer wieder öffentliche Diskussio­
nen aus. Die Wirksamkeit einer solchen Ver­
ordnung wird freilich oft unterschätzt. Was 
regelt diese Verordnung im Vergleich zu an­
deren nationalen und internationalen Schutz­
konventionen wirklich?

Die bisher gültige Verordnung (BM U 1986,
1989) führt die in Deutschland gesetzlich 
besonders geschützten Pflanzenarten in zwei 
Anhängen auf. Alle diese Pflanzen sind ge­
genüber direktem Zugriff (Sammeln, Aus­
graben), nicht aber gegenüber den Wuchs­
ort betreffenden Einwirkungen geschützt. 
Deshalb sind gesetzlich besonders geschütz­
te Pflanzenarten nicht immer diejenigen, die 
auf der Roten Liste ganz oben stehen, da die 
BArtSchV insbesondere auf die durch kom­
merzielle Verwendung und Sammeln ge­

fährdeten Arten zielt. Das ist aber nur einer 
von vielen Gefährdungsfaktoren.

Die Arten des Anhangs 2 fallen zusätzlich 
unter das Washingtoner Artenschutzüber­
einkommen (CITES = Convention on Inter­
national Trade in Endangered Speciesofwild 
Fauna and Flora). Es limitiert oder verbietet 
den Handel mit bestimmten Arten; Eingriffe 
am Standort werden ebenfalls nicht berührt.

Zwei weitere Konventionen beinhalten 
auch den Schutz von Standorten der dort 
aufgeführten Arten. Es handelt sich um die 
Berner Konvention und die „Flora, Fauna, 
Habitate"-Richtlinie (abgekürzt FFH). Die 
Berner Konvention, der Deutschland ange­
hört, fordert die Mitgliedsstaaten auf, für die 
in Anhang I genannten Arten alle geeigne­
ten und erforderlichen gesetzgeberischen 
und Verwaltungsmaßnahmen zu ergreifen, 
um ihren besonderen Schutz sicherzustellen. 
Insbesondere ist der Besitz oder Verkauf von 
Exemplaren dieser Arten, absichtliches Pflük- 
ken, Sammeln, Abschneiden, Ausgraben oder 
Ausreißen zu verbieten (Council of Europe 
1979).

Während die Berner Konvention den Cha­
rakter einer Empfehlung trägt, ist die FFH- 
Richtlinie (Council of the European Com- 
munities 1992) für die EU-Mitgliedstaaten 
verbindlich. Diese sind verpflichtet, für die 
im Anhang II der Richtlinie genannten Pflan­
zen besondere Schutzgebiete auszuweisen. 
Die meisten dieser Arten sind auch im An­
hang IV der Richtlinie (streng zu schützende 
Arten) aufgeführt. Jede Beschädigung oder 
Vernichtung der Wuchsorte dieser Sippen ist 
zu vermeiden. Damit werden unmittelbar 
Maßnahmen zum Biotopschutz gefordert. 
Vorkommen von Arten der Anhänge II und 
IV sind deshalb auch Argumente zur Aus- 
weisungvon Schutzgebieten. Der Anhang V 
listet zusätzlich Arten auf, deren Nutzung



und Entnahme aus der Natur nur geschehen 
darf, wenn dies mit dem Erhaltungszustand 
der Arten vereinbar ist, ist also mit der Bundes­
artenschutzverordnung vergleichbar. Eine 
Übersicht zur Arbeitsweise der Richtlinie und 
den sich daraus ergebenden Argumentations­
möglichkeiten wird bei Ssym ank  (1994) ge­
geben.

Rote Listen sind in Deutschland wissen­
schaftliche Gutachten zur Gefährdung von 
Arten ohne jeden Gesetzescharakter.

Alle genannten Verordnungen führen in 
derMehrzahl Farn- und Blütenpflanzen, aber 
nur wenige Kryptogamen auf:
BArtSchV: > 82 Pilzarten, > 58 Moose, ca. 
160 Flechten, Stand 20.07.94, 
Washingtoner Artenschutzabkommen: kei­
ne Kryptogamen, Stand 18.11.1994,
Berner Konvention, Anhang I (1992): 12 
Meeresalgen, 23 Moose, Stand 06.03.97, 
FFH-Richtlinie, Anhang II: 9 Moose; Anhang 
V: 1 Flechte, Stand 01.02.94.

Pilze in die Bundesartenschutzverordnung?
Welche Argumente lassen sich nun für die 

Aufnahme von Pilzarten in die BArtSchV fin­
den? Dazu ist zu bedenken, was eine solche 
Verordnung leisten kann und was nicht. Sie 
regelt den direkten Zugriff auf Individuen 
der aufgeführten Arten. In Anhang 1 sollten 
also Arten aufgenommen werden, bei de­
nen dies eine wichtige Gefährdungsursache 
darstellt. Für Anhang 2 wären die Pilze vor­
zusehen, die bei uns durch kommerzielles 
Sammeln bzw. Handel bedroht sind.

Die Diskussion, inwiefern Pilze durch Sam­
meln gefährdet sind, ist kontrovers. Neuer­
dings wurde jedoch klar, daß Sammeln, wenn 
überhaupt, nur eine untergeordnete Gefähr­
dungsursache darstellt. Der Fall einer typi­
schen Art sei näher betrachtet: Der Pfiffer­
ling, noch vielen als guter Speisepilz be­
kannt, ist inzwischen vielerorts so selten ge­
worden, daß gezielte Sammeltouren nicht 
mehr lohnend sind. Die bei uns auf den 
Gemüsemärkten angebotenen Pfifferlinge 
stammen meist aus Polen, hier ist der Pilz 
insbesondere im Osten des Landes noch 
häufig. Bei uns fehlte der Pilz lediglich in den

Hochlagen der Mittelgebirge und in den Al­
pen (ab ca. 900 m). Vor 15-20 Jahren setzte 
jedoch ein starker Rückgang ein. Die Ver­
breitungskarte von K rieglsteiner (1991), die 
keine Rückgangsdaten, sondern lediglich eine 
„Momentaufnahme“ verzeichnet, weist ins­
besondere in Nordwestdeutschland schon 
viele Lücken auf. In der Mehrzahl der Roten 
Listen der Bundesländer ist der Pifferling 
deshalb als gefährdet eingestuft. Für 
Deutschland fehlt eine Karte, die diesen 
Rückgang illustriert. Eine Darstellung für die 
Niederlande zeigt einen dramatischen Rück­
gang in nur wenigen Jahren (1979 - 1982, 
Jansen & al. 1985).

Die Ursachen dieses Verschwindens sind 
noch nicht mit letzter Sicherheit geklärt. Ob­
wohl der Pilz stark besammelt wird, ist das, 
wenn überhaupt, nur von untergeordneter 
Bedeutung. So beobachteten Jansen & de W it 
(1978) in den Niederlanden keinen Unter­
schied zwischen dem Rückgang auf abge­
sperrten und besammelten Gebieten. Ein 
14jähriger Versuch in der Schweiz (E gli & al.
1990) konnte ebenfalls keinen schlüssigen 
Beweis für Gefährdung von Pilzen durch 
Sammeln erbringen. Unklar bleibt jedoch, 
inwieweit die Möglichkeiten zur Neuansied- 
lung einer Pilzart über die Sporen durch 
Sammeln eingeschränkt werden. Gerade in 
der Zivilisationslandschaft (Eingriffe, aber 
auch Ausgleichsmaßnahmen in immer 
schnellerer Folge) könnten Arten in Nachteil 
geraten, die sich schwer etablieren können.

Beim Pfifferling sind sehr wahrscheinlich 
indirekte Faktoren, insbesondere Luftver­
schmutzung, für den Rückgang verantwort­
lich (neben S 0 2- insbesondere NOx-Eintrag, 
A rnolds 1991). In geringerem Maße, weil 
nur lokal wirkend, tragen forstwirtschaftliche 
Praktiken wie die Anpflanzung gebietsfrem­
der Baumarten (Robinie) zum Rückgang bei. 
Die Unterlassung von Düngungen im Wald 
ist auf jeden Fall günstig (K uyper 1989). Der 
Pfifferling ist kein Einzelfall, die oben skiz­
zierte Gefährdungssituation ist symptoma­
tisch für viele Mykorrhizapilze. Eine Aufnah­
me der Art in die BArtSchV käme nur für 
Anhang 2 in Betracht, um das kommerzielle 
(aber bei uns längst nicht mehr lohnende)



Sammeln und Handel (Import) zu regulie­
ren. Hier ist auch die wohl einzige positive 
Auswirkung der Katastrophe von Tschern­
obyl zu erwähnen: Allgemein ist das Sam­
meln von Pilzen stark zurückgegangen.

Es gibt aber auch ästhetische und ethische 
Argumente, die für eine Aufnahme von auf­
fälligen und seltenen sowie kulturhistorisch 
bedeutsamen Kryptogamen sprechen. Die 
Individuen beziehungsweise Fruchtkörper 
dieser Arten sollten geschont werden, um 
möglichst vielen Menschen Freude an die­
sen Formen zu geben. Kandidaten für diese 
Gruppe könnten derTannen-Feuerschwamm 
(.Phellinus hartigii), die koprophilen Moose 
der Gattung Splachnum oder die Bartflech­
ten (Usnea spp.) sein. Mit dieser Art des 
Individuenschutzes könnte auch der noch 
immer vorkommenden sinnlosen Zerstörung 
von Pilzfruchtkörpern etwas Einhalt gebo­
ten werden.

Auch ein drittes Argument ist ins Feld zu 
führen: Verordnungen wie die BArtSchV sind 
auch öffentlichkeitswirksam, und die Auf­
nahme schon weniger Kryptogamen trans­
portiertwirkungsvoll die Botschaft, daß nicht 
nur Orchideen schützenswert sind. Natür­
lich tut sinnvolles Abwägen not: Mit jeder 
neuen Art wird eine solche Verordnung kom­
plizierter; wir alle klagen über den Gesetzes­
dschungel. Auch verliert jede Verordnung 
ihren Wert, wenn deren Einhaltung nicht 
wirksam zu kontrollieren ist.

Gesetzliche Regelungen 
in anderen Europäischen Staaten

Abschließend soll noch ein Blick überden 
Tellerrand geworfen werden: Welche ge­
setzlichen Verordnungen zum Pilzschutz 
existieren in anderen Ländern?

Eine Studie im Auftrag der Berner Konven­
tion ( de K lem m  1996) gibt darüber Aufschluß; 
sie lieferte die Daten für den hier präsentier­
ten Überblick. Der Vergleich der europäi­
schen Staaten zeigt eine Reihe von Verboten 
und Regulierungen, die immer wieder auf­
tauchen:
1. gesetzlicher Schutz von Arten, d. h. Ver­

bot von Ausgraben, Abreißen, Sammeln, 
Handel und Export,

1a. wie 1, zusätzlich ist die Beschädigung der 
Biotope verboten, wenn es das Überle­
ben der Arten gefährdet,

2 . Verbot der sinn losen Zerstörung von Pilz­
fruchtkörpern,

3. Verbot kommerziellen Sammelns ohne 
spezielle Erlaubnis,

4. Verbot der Nutzung von Instrumenten, 
die die Humusschicht beziehungsweise 
Pilzmyzelien beschädigen,

5. Limitierung des Sammelns von Speise­
pilzen (Maximalmenge Fhschgewicht pro 
Person und Tag),

6 . Sammeln nur zu bestimmten Zeiten im 
Jahr erlaubt,

7. Verbot der Zerstörung von Pilzen bei 
land- oder forstwirtschaftlichen Aktivitä­
ten.

Dieses Arsenal von Maßnahmen wird in 
den einzelnen Ländern sehr verschieden an­
gewandt (und sicherauch ganz unterschied­
lich streng kontrolliert), wie die folgende 
Aufstellung zeigt. Hier sind diejenigen euro­
päischen Staaten aufgeführt, in deren Schutz­
verordnungen Pilze erwähnt sind. Soweit 
nicht extra erwähnt, sind alle Großpilze be­
troffen.

Estland: 1 (6 Pilzarten); 1a (24 Arten) 
Frankreich: 5 (3 kg); 6; z. T. verschiedene 
Verordnungen in den Departements 
Italien: 2; 4; 5 (3 kg); 6 (neun Trüffelarten, 
nur spezielle Sammelmethoden erlaubt); z.T. 
abweichende Verordnungen der Provinzen 

Bozen: 4 (1 kg)
Trentino: 4 (2 kg)

Lettland: 1 (30 Arten)
Litauen: 1 (67 Arten)
Luxembourg: 1 (50 Arten); 3; 5 (51 Arten, 
1 kg, Nicht-Speisepilze nurdrei Fruchtkörper) 
Österreich (föderal organisiert), z.B. 

Kärnten: 1 (20 Arten); 5 (63 Arten, 2 kg, 
keine Fruchtkörper < 2 cm); 6 
Salzburg: 2; 3; 4; 6; 7 
Tirol: 2; 3; 4; 5 (1 kg); 6 (nur geradzahlige 
Tage); 7

Polen: 1 (mehrere Arten); 3; 4 
Rußland: 3 (17 Arten des Rotbuches) 
Slowenien: 1 (70 Arten); 2; 4; 5 (2 kg)



Tschechische Republik: 1 (48  Arten in drei 
Gefährdungskategorien)
Ukraine: 1 (30 Arten des Rotbuches)

Auffällig ist die Dominanz der osteuropäi­
schen Staaten in dieser Liste, wo das Sam­
meln von Pilzen schon immer größere Be­
deutung hatte. Natürlich ist kritisch zu fra­
gen, wie streng welche der Vorschriften 
wirklich zu kontrollieren sind.

Zurück zur Bundesartenschutzverordnung: 
Die Aufnahme einiger weniger, aber gut 
ausgewählter Kryptogamen (auch ganzer 
Gattungen) wäre sicherlich sinnvoll. Über­
haupt sollte man über allgemein verständli­
che, möglichst einfache Kriterien für die Auf­
nahme von Arten nachdenken, um die Ver­
ordnung von überflüssigem Ballast zu be­
freien. So wurde in die bisherige Fassung der 
BArtSchV auch eine ganze Zahl von unschein­
baren, ausschließlich biotopgefährdeten 
Pflanzenarten aufgenommen, denen diese 
Verordnung keinerlei Schutz bieten kann, 
z. B. Apium repens, der Kriechende Schei- 
berich.
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